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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. Oktober 1962 

8 — 65304 — 5955/62 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung der 
zoll- und steuerrechtlichen Bestimmungen des 
Abkommens zwischen den Parteien des Nord- 
atlantikvertrags vom 19. Juni 1951 über die 
Rechtsstellung ihrer Truppen (NATO-Trup- 
penstatut) und des Zusatzabkommens vom 
3. August 1959 zu diesem Abkommen hin- 
sichtlich der in der Bundesrepublik Deutsch- 
land stationierten ausländischen Truppen 
(Truppenzollgesetz 1962) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 26. Oktober 1962 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem Gesetzent- 
wurf wie folgt Stellung genommen: 

,Nach § 10 ist ein neuer § 10a einzufügen; 

.§ 10a 

Geltung im Land Berlin 
Dieses Gesetz gilt nicht im Land Berlin." ' 

Begründung 

Nach § 12 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes ist Berlin 
verpflichtet, Bundesrecht über die in Artikel 105 GG bezeich- 
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neten Abgaben, zu denen auch die Zölle gehören, zu überneh- 
men, und zwar auch dann, wenn das Bundesrecht keine Berlin- 
Klausel enthält. Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes wäre Berlin daher verpflichtet, auch das 
Truppenzollgesetz 1962 zu übernehmen. Eine Übernahme des 
Truppenzollgesetzes 1962 kann aber nicht in Betracht kommen, 
da dieses Gesetz ein Ausführungsgesetz zum NATO-Truppen- 
statut und dem Zusatzabkommen vom 3. August 1959 ist und 
weder das NATO-Truppenstatut noch das Zusatzabkommen in 
Berlin gelten. Um klarzustellen, daß Berlin das Truppenzoll- 
gesetz 1962 nicht zu übernehmen hat, muß in den Entwurf eine 
negative Berlin-Klausel aufgenommen werden. Eine entspre- 
chende negative Berlin-Klausel findet sich auch in dem Trup- 
penzollgesetz vom 29. Oktober 1955 (BGBl. I S. 691 — § 23), 
das durch das neue Gesetz aufgehoben werden soll." 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvorschlag des 
Bundesrates zu. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 


Ludwig Erhard 
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Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung der zoll- und steuerreditlichen Bestimmungen 
des Abkommens zwischen den Parteien des Nordatlantikver- 
trags vom 19. Juni 1951 über die Rechtsstellung ihrer Truppen 
(NATO-Truppenstatut) und des Zusatzabkommens vom 3, Au- 
gust 1959 zu diesem Abkommen hinsichtlich der in der Bundes- 
republik Deutschland stationierten ausländischen Truppen 
(Truppenzollgesetz 1962) 


Der Bundestag ihat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Grundsatz 

Abfertigung zur Zollgutverwendung 

(1) Waren, die eine Truppe sowie ein ziviles Ge- 
folge (ausländische Streitkräfte) oder die Mitglieder 
einer Truppe oder eines zivilen Gefolges sowie die 
Angehörigen dieser Personen (Mitglieder der aus- 
ländischen Streitkräfte) zu ihrer ausschließlichen 
Verwendung nach Artikel XI des NATO-Truppen- 
statuts (Bundesgesetzbl. 1961 II S. 1190), den Arti- 
keln 65 und 66 des Zusatzabkommens (Bundesge- 
setzbl. 1961 II S. 1218) und nach § 2 Abs. 1 dieses 
Gesetzes frei von Eingangsabgaben einführen oder 
aus Zollfreigebieten oder Zollverkehren beziehen, 
werden zur nicht vorübergehenden Zollgutverwen- 
dung (§ 55 des Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 — 
Bundesgesetzbl. I S. 737) abgefertigt. Kann die Ab- 
fertigung nach den Bestimmungen des NATO-Trup- 
penstatuts und des Zusatzabkommens oder auf 
Grund der besonderen Umstände der Einfuhr nicht 
von deutschen Zollbediensteten durchgeführt wer- 
den, so gehen die Waren mit der Einfuhr in die 
Zollgutverwendung über. 

(2) Waren, die ausländische Streitkräfte zu ihrer 
ausschließlichen Verwendung nach Artikel 67 des 
Zusatzabkommens und nach § 2 Abs. 2 dieses Ge- 
setzes aus dem zollrechtlich freien Verkehr 

1. unter Erlaß, Erstattung oder Vergütung 
von Zoll, 

2. frei von Vetb rauchsteuer oder unter Ver- 
brauchsteuervergütung oder Preisvergün- 
stigung, 

3. frei von Umsatzsteuer oder unter Umsatz- 
steuervergütung 

beziehen, gehen mit der Übergabe in die Zollgut- 
verwendung der ausländischen Streitkräfte über; 
damit ist die Lieferung im Sinne von Artikel 67 
Abs. 3 Buchstabe a Ziffer iv des Zusatzabkommens 


bewirkt. Hierbei werden auch die Zollvergütungen 
gewährt, wie sie für den Fall der Ausfuhr zum end- 
gültigen Verbleib oder Verbrauch im Zollausland 
vorgesehen sind. 

§ 2 

Erweiterung der Abgabenvergünstigung 
für Kraftfahrzeuge und Mineralöl 

(1) Die Mitglieder der ausländischen Streitkräfte 
können Kraftfahrzeuge ausländischen Ursprungs zu 
ihrer ausschließlichen Verwendung auch aus priva- 
ten Zollgutlagern, aktiven Veredelungsverkehren 
oder Zollaufschublagern frei von Eingangsabgaben 
beziehen, wenn der Erwerb des Kraftfahrzeugs von 
den zuständigen Behörden der ausländischen Streit- 
kräfte genehmigt ist. Artikel 65 Abs. 1 Buchstabe b 
des Zusatzabkommens gilt auch für diese Abgaben- 
vergünstigung. 

(2) Bei der Lieferung von Waren der Nummer 
27.07 - B - II - a und III oder von Benzin, mittel- 
schweren ölen oder Schwerölen der Nummer 
27.10 -A des Deutschen Zolltarifs an die ausländi- 
schen 'Streitkräfte Wird neben dem Zoll auch die 
Mineralölsteuer vergütet. Artikel 67 Abs. 3 Buch- 
stabe a Ziffer i des Zusatzabkommens gilt auch für 
die Mineralölsteuervergütung. Vergütungsberech- 
tigt ist, wer das Mineralöl liefert. 

§ 3 

Übergang von Waren in die Zollgutverwendung der 

ausländischen Streitkräfte oder ihrer Mitglieder 

Hängen die in §§ 1 und 2 bezeichneten Abgaben- 
und Preisvergünstigungen davon ab, daß das Ent- 
gelt nach Maßgabe des Artikels 65 Abs. 1 Buch- 
stabe b, des Artikels 67 Abs. 3 Buchstabe a Ziffer i 
und des Artikels 79 des Zusatzabkommens ent- 
richtet worden ist, so gehen 

1. Zollgut aus der Zollgutverwendung des Lie- 
ferers (Verteilers) 

und 

2. Waren des zollrechtlich freien Verkehrs (§ 1 
Abs. 2) 
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in die Zollgutverwendung der ausländischen Streit- 
kräfte oder ihrer Mitglieder erst über, wenn neben 
der Übergabe auch diese Voraussetzung nachgewie- 
sen ist. Der Lieferer hat den Nachweis nach vorge- 
schtiebenem Muster zu führen; für den Nachweis 
kann eine Frist gesetzt werden. 


§ 4 

Entnahme von Zollgut in den freien Verkehr; 

Gestellung von Zollgut zu einer neuen 
Zollbehandlung 

(1) Die Genehmigung zur Entnahme von Zollgut 
in den freien Verkehr (§ 55 Abs. 5 Satz 2 des Zoll- 
gesetzes) aus der Zollgutverwendung der ausländi- 
schen Streitkräfte oder ihrer Mitglieder hat bei der 
zuständigen Zollstelle zu beantragen, wer nach § 5 
Abs. 2 Abgabenschuldner wird. Ein wirtschaftliches 
Bedürfnis zur Entnahme (§ 55 Abs. 5 Satz 3 des Zoll- 
gesetzes) braucht nicht nachgewiesen zu werden. 
Von Waren im Besitz der ausländischen Streitkräfte 
oder ihrer Mitglieder wird vermutet, daß sie Zollgut 
in der Zollgutverwendung sind, es sei denn, es wird 
nachgewiesen, daß sie ohne Inanspruchnahme der 
in §§ 1 und 2 bezeichneten Abgaben- und Preisver- 
günstigungen eingeführt oder bezogen worden 
waren. 

(2) Will eine Person, die nicht Mitglied der aus- 
ländischen Streitkräfte ist, Zollgut aus der Zollgut- 
verwendung der ausländischen Streitkräfte oder 
ihrer Mitglieder übernehmen und zu einer neuen 
Zollbehandlung gestellen, so hat sie dies der zu- 
ständigen Zollstelle vor der Übernahme des Zoll- 
guts anzuzeigen und das Zollgut unverzüglich nach 
der Übernahme zu gestellen. § 6 Abs. 5 des Zollge- 
setzes gilt sinngemäß. § 55 Abs. 6 Sätze 2 und 3 des 
Zollgesetzes sind nicht anzuwenden. 

§ 5 

Abgabenschuld, Abgabenschuldner 

(1) Mit der Entnahme von Zollgut aus der Zoll- 
gutverwendung der ausländischen Streitkräfte oder 
ihrer Mitglieder in den freien Verkehr entsteht eine 
Abgabenschuld, wie sie bei der Einfuhr der Waren 
entstehen würde. Bei Zündwaren im Sinne des 
Zündwarenmonopolgesetzes vom 29. Januar 1930 
(Reichsgesetzbl. I S. 11) ist außerdem der Unter- 
schiedsbetrag zwischen dem gezahlten Ausfuhrpreis 
und dem Monopolpreis an die Deutsche Zündwaren- 
monopolgesellscbaft zu entrichten. Bei den in § 151 
Abs. 1 des Gesetzes über das Branntweinmonopol 
vom 8. April 1922 (Reichsgesetzbl. I S. 405) in der 
derzeit geltenden Fassung bezeichneten Erzeugnis- 
sen ist die Abgabenschuld nach § 152 Abs. 3 dieses 
Gesetzes zu bemessen. Für Zollgut, das aus dem 
freien Verkehr des Zollgebiets geliefert worden 
war, entsteht 

1. keine Zollschuld, wenn eine Vergünsti- 
gung nach § 1 Abs. 2 Nr. 1, 


2. keine Verbrauchsteuerschuld, wenn eine 
Vergünstigung nach § 1 Abs. 2 Nr. 2, 

3. keine Ausgleichsteuerschuld, wenn eine 
Vergünstigung nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 

nicht in Anspruch genommen worden war. 

(2) Abgabenschuldner ist 

1. die Person, die nicht Mitglied der auslän- 
dischen Streitkräfte ist, 

a) die mit der Entnahme des Zollguts in 
den freien Verkehr unmittelbarer Be- 
sitzer wird, 

b) die im Zeitpunkt der Entnahme in den 
freien Verkehr unmittelbarer Besitzer 
des Zollguts ist, 

2. daneben das Mitglied der ausländischen 
Streitkräfte, das das Zollgut veräußert 
hat. 

§ 57 Abs. 2 Satz 2 des Zollgesetzes findet entspre- 
chende Anwendung. 

(3) Für die Menge, die Beschaffenheit und den 
Zollwert der Ware und für die Anwendung der Zoll- 
vorschriften ist der Zeitpunkt der Entnahme maß- 
gebend. 

(4) Die verbrauchsteuerrechtMchen Bestimmun- 
gen, nach denen bei Aufnahme einer Ware in einen 
Herstellunjgsbetrieb oder in ein Steuerlager eine 
Steuerschuld wegfällt oder eine Verbrauchsteuer er- 
lassen oder erstattet wird, gelten entsprechend; 
wird Bier an die Lieferbrauerei zurückgegeben, so 
wird die Biersteuer erlassen. 


§ 6 

V eredelungs verkehr 

(1) Der aktive Veredelungsverkehr (§ 48 des 
Zollgesetzes) dient auch der Veredelung von Wa- 
ren, die an die ausländischen Streitkräfte oder ihre 
Mitglieder geliefert werden sollen, sowie der Ver- 
edelung von Waren im Auftrag der ausländischen 
Streitkräfte oder ihrer Mitglieder. 

(2) Wenn die ordnungsgemäße Lieferung oder 
Rückgabe von Waren aus einem Veredelungsver- 
kehr an die ausländischen Streitkräfte oder das Mit- 
glied der ausländischen Streitkräfte ohne zollamt- 
liche Überwachung gewährleistet ist, kann zugelas- 
sen werden, daß die Waren ohne Gestellung gelie- 
fert oder zurückgegöben werden. Wird dies zuge- 
lassen, so steht die fristgerechte Übergabe der 
Waren der Gestellung und der Abfertigung zur 
Zollgutverwendung der ausländischen Streitkräfte 
oder ihres Mitglieds gleich; im Fall der Lieferung 
gilt dies nur, wenn neben der Übergabe auch die 
Entrichtung des Entgelts nach Maßgabe des § 3 
Satz 1 nachgewiesen ist. Der Veredeler hat den 
Nachweis nach vorgeschriebenem Muster zu führen; 
für den Nachweis kann eine Frist gesetzt werden. 
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§ 7 

Verlust der Rechtsstellung eines Mitglieds der 
ausländischen Streitkräfte 

Verliert ein Mitglied der ausländischen Streit- 
kräfte diese Rechtsstellung, so werden auf die in 
seinem Besitz befindlichen Waren die auf Grund des 
§ 24 Abs. 1 des Zollgesetzes erlassenen Vorschriften 
über die Zollfreiheit von übersiedlungsgut sinnge- 
mäß angewendet. Hierbei steht es der Übersied- 
lung gleich, wenn das ehemalige Mitglied der aus- 
ländischen Streitkräfte seinen Wohnsitz im Zollge- 
biet behält oder nimmt. 

§ 8 

Anwendbarkeit des Gesetzes 

(1) Waren, die sich im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Gesetzes im Besitz der ausländischen 
Streitkräfte oder ihrer Mitglieder befinden, werden, 
soweit sie unter Inanspruchnahme von Abgaben- 
und Preisvergünstigungen eingeführt oder geliefert 
worden sind, die den in §§ 1 und 2 bezeichneten 
Vergünstigungen entsprechen, so behandelt, als wä- 
ren sie nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zur 
Zollgutverwendung abgefertigt worden. 

(2) Soweit die Artikel 71 bis 73 des Zusatzab- 
kommens für Organisationen, Unternehmen und für 
ihre Angestellten sowie für technische Fachkräfte 
die gleiche Behandlung wie für eine Truppe und 
Mitglieder eines zivilen Gefolges vorsehen, gilt 
dieses Gesetz entsprechend. 

§ 9 

Ermächtigung zur Durchführung des Gesetzes 

(1) Der Bundesminister der Finanzen kann zur 
Durchführung dieses Gesetzes durch Rechtsverord- 
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf, 

1. die durch dieses Gesetz festgelegten 
Pflichten näher bestimmen; sein Recht, die 
Pflichten der Zollbediensteten im Verwal- 
tungsweg festzulegen, bleibt unberührt, 

2. die in diesem Gesetz enthaltenen Begriffe 
erläutern, 

3. das Verfahren für die Zollgutverwendung, 
für die Lieferung von Waren zur Zollgut- 
verwendung und für die Entnahme von 
Zollgut aus der Zollgutverwendung in den 
freien Verkehr näher regeln. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen kann durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, für Waren, die im Rahmen der 
Pflege menschlicher, gesellschaftlicher und dienst- 
licher Beziehungen von den ausländischen Streit- 


kräften oder ihren Mitgliedern an andere Personen 
abgegeben werden, Abgabenfreiheit anordnen, 
wenn die Waren wegen ihrer Beschaffenheit oder 
ihrer besonderen Widmung nicht mehr am Güter- 
umsatz oder an der Preisbildung teilnehmen oder 
wenn es sich um Waren in kleinen Mengen oder 
von geringem Wert handelt und durch die Abgaben- 
freiheit schutzwürdige Interessen der inländischen 
Wirtschaft nicht verletzt werden. 

§ 10 

Ermächtigung 

für die Umsatz- und Beförderungsteuer 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Durch- 
führung des Artikels 67 Abs. 3 und des Artikels 79 
des Zusatzabkommens Rechtsverordnungen, die 
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedürfen, zu 
erlassen über 

1. den Umfang der Umsatzsteuervergütungen 
und das Befreiungs- und Vergütungsverfahren 
entsprechend den jeweils geltenden allgemei- 
nen umsatzsteuerrechtlichen Vorschriften; da- 
bei sind Abweichungen insoweit zulässig, als 
Umsatzsteuerbefreiung und Umsatzsteuerver- 
gütungen 

a) nur nach Vereinnahmung des Entgelts ge- 
mäß Artikel 67 Abs. 3 Buchstabe a Ziffer i 
des Zusatzabkommens, 

b) ohne Ausfuhr des Liefergegenstandes und 

c) auch bei Durchführung der Beschaffungen 
oder Baumaßnahmen durch deutsche Behör- 
den sowie im Falle gemeinsamer Beschaf- 
fungen oder Baumaßnahmen der Bundes- 
republik Deutschland und eines oder meh- 
rerer Entsendestaaten auch hinsichtlich des 
auf den oder die Entsendestaaten entfallen- 
den Teils der Beschaffungen oder Baumaß- 
nahmen 

gewährt werden; 

2. die Abgrenzung der Befreiung von der Beför- 
derungsteuer und das hierfür erforderliche 
Verfahren. 

§ 11 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt an dem Tage in Kraft, an 
dem das NATO-Truppenstatut nach seinem Arti- 
kel XVIII Abs. 3 für die Bundesrepublik Deutschland 
in Kraft tritt. Der Tag des Inkrafttretens dieses Ge- 
setzes ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

(2) Gleichzeitig tritt das Truppenzollgesetz vom 
29. Oktober 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 691) außer 
Kraft. 
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Begründung 


A. Im allgemeinen 

(1) Die aibgaibenrechtlichen Bestimmungen des 
NATO-Truppenstatuts (Artikel XI) und des Zusat^:- 
abkommens (Artikel 65 bis 67) enthalten Zoll-, Ver- 
brauchsteuer- und Monopolvergünstigungen für 
Waren, die die ausländischen Stre‘itkräfte oder ihre 
Mitglieder aus dem Ausland einführen oder im In- 
land beziehen. Die Abgabenvergünstigungen hän- 
gen davon ab, daß die Waren ausschließlich von den 
ausländischen .Streitkräften oder ihren Mitgliedern 
verwendet werden. 


(2) Die Abkommen stellen die Einhaltung dieser 
Bedingung unter zollamtliche Überwachung. So dür- 
fen bei einer Veräußerung der Waren diese dem 
Erwerber nur ausgehändigt werden, wenn 

a) ibei Veräußerung durch die ausländischen Streit- 
kräfte der Erweitber eine Bescheinigung der 
deutschen Zollbehörde vorlegt (Artikel XI 
Abs. 8 Buchstabe b des NATO-Truppenstatuts, 
Artikel 65 Abs, 3 Satz 3 des Zusatzabkommens), 
in der bestätigt wird, daß er alles Erforderliche 
mit der Zollverwaltung geregelt hat, 

b) bei Veräußerung durch die Mitglieder der aus- 
ländischen Streitkräfte die deutsche Zollstelle 
die Veräußerung genehmigt hat (Artikel 66 
Abs. 4 des Zusatzabkommens). 

Hierdurch soll gesichert werden, daß die Abgaben 
erholben werden, falls die Waren einer anderen als 
der abgabenbegünstigten Verwendung zugeführt 
werden. 

(3) Das deutsche Zollrecht hat für Fälle, in denen 
die Zollfreiheit oder die Anwendung eines ermäßig- 
ten Zollsatzes davon abhängt, daß das Zollgut unter 
zollamtlicher Überwachung für einen begünstigten 
Zweck verwendet wird, das Rechtsinstitut der Zoll- 
gutverwendung geschaffen (§ 55 Abs. 1 des Zollge- 
setzes). Die Ausführung der Abkommen wird er- 
leichtert, wenn das Truppenzollgesetz, das der Sache 
nach ein Nelbengesetz zum Zollgesetz ist und die- 
sem im Sprachgebrauch angepaßt sein muß, an die- 
ses Rechtsinstitut anknüpft, das den wichtigsten 
Partnern der ausländischen iStreitkräfte und ihrer 
Mitglieder — der deutschen Truppe und der deut- 
schen Wirtschaft — bekannt ist. Die Zollgutverwen- 
dung ist im Zollgesetz so geregelt, daß ein wechsel- 
seitiger Übergang von Waren aus der Zollgutver- 
wendung in andere Zollverkehre oder in den freien 
Verkehr nach verhältnismäßig einfachen Regeln 
möglich ist. Den notwendigerweise engen Wechsel- 
beziehungen der ausländischen Streitkräfte und 
ihrer Mitglieder mit ihren deutschen Partnern im 
staatlichen, wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen 
Bereich wird diese Regelung am besten gerecht. Das 
Truppenzollgesetz muß jedoch insoweit von den Vor- 
schriften des Zollgesetzes über die Zollgutverwen- 
dung abweichen, als die Abkommen, mit denen es 
im Einklang stehen muß, etwas anderes bestimmen. 
Wo dies sachlich geboten erscheint, bringt es auch 


Abweichungen, die über die vereinbarten Vergünsti- 
gungen hinausgehen. 

(4) Bund, Länder oder Gemeinden werden durch 
die Ausführung dieses Gesetzes nicht mit Kosten 
belastet. 

_ . . B. Im einzelnen 

Zu § 1 

Diese Vorschrift des Entwurfs stellt die Verbindung 
zwischen den Abkommen und dem Zollgesetz her. 

Absatz 1 

Satz 1 stellt im ersten Halbsatz mit Rücksicht auf 
den vom Zollgesetz abweichenden Sprachgebrauch 
der Abkommen klar, daß die Zollfreiheiten der Ab- 
kommen von der in § 55 Abs. 1 des Zollgesetzes 
angesprochenen Art sind. Da die Abkommen neben 
der Zollfreiheit unter den gleichen Voraussetzungen 
auch Freiheit von den übrigen Eingangs abgaben 
(Ausigleichsteuer und die sonstigen von eingeführ- 
ten Waren zu erhebenden Verbrauchsteuern) ein- 
räumen, bezieht sich Satz 1 auf sämtliche Eingangs- 
abgaben. Der zweite Halbsatz trägt den Vertrags- 
bestimmungen (z. B. Artikel 65 Abs. 5 Buchstaben c 
und d des Zusatzabkommens) und der Tatsache 
Rechnung, daß nicht in allen Fällen eine Zollab- 
fertigung durch Bedienstete der Bundeszollverwal- 
tung nötig oder möglich ist. 

Absatz 2 

Bei der Lieferung von Waren des zollrechtlich 
freien Verkehrs an die ausländischen Streitkräfte 
werden nach Artikel 67 Abs. 3 Buchstabe a Ziffern 
ii und iv des Zusatzabkommens die Vergünstigun- 
gen gewährt, die in den Zoll-, Verbrauchsteuer- und 
Monopolgesetzen sowie in dem Umsatzsteuergesetz 
für den Fall der Ausfuhr vorgesehen sind. Satz 1 
führt diese Bestimmung aus, indem er den geliefer- 
ten Waren den gleichen abgabenrechtlichen Status 
gibt wie den frei von Eingangsabgaben eingeführ- 
ten Waren. Durch Satz 2 wird klargestellt, daß die 
Zollvergütungen auch dann gewährt werden, wenn 
sie nach den Vergütungsbestimmungen nur für den 
Fall der Ausfuhr zum endgültigen Verbleib oder 
Verbrauch im Zollausland vorgesehen sind. Der 
Übergang in die Zollgutverwendung steht jeder Art 
der Ausfuhr gleich. 

Zu § 2 

Diese Vorschrift erweitert die durch die normativen 
Bestimmungen der Abkommen den ausländischen 
Streitkräften oder ihren Mitgliedern eingeräumten 
Abgabenvergünstigungen. 

Absatz 1 

Es besteht ein volkswirtschaftliches Interesse daran, 
die abgabenbegünstigte Lieferung ausländischer 
Kraftfahrzeuge an die Mitglieder der ausländischen 
Streitkräfte auch für bestimmte Fälle zuzulassen, in 
denen das Fahrzeug aus inländischen Händler- 
lagern oder Werkstätten bezogen wird. 
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Absatz 2 

Die Vergütung der Mineralölsteuer eröffnet den 
ausländischen Streitkräften für den abgabenbegün- 
stigten Bezug von Mineralöl die Benutzung des 
Verteilernetzes privater Mineralölfirmen. Ohne 
diiese Regelung müßten die ausländischen Streit- 
kräfte, um in den Genuß der Steuervergünstigung 
zu kommen, ihr Mineralöl unmittelbar aus Herstel- 
lungsbetrieben beziehen. 

Zu § 3 

Diese Vorschrift zieht die zollrechtlichen Folgerun- 
gen aus der Tatsache, daß das Zusatzabkommen für 
einen Teil der Lieferungen an die ausländischen 
Streitkräfte die Abgabenvergünstigung von der zu- 
sätzlichen Bedingung abhängig macht, 'daß das Ent- 
gelt in der Währung des Entsendestaates der aus- 
ländischen Streitkräfte entrichtet wird. Die Ver- 
pflichtung des Lieferers, den Zahlunigsnachweis 
nach vorgeschridbenem Muster zu erbringen, ergibt 
sich bei abgabenbegünstigten Lieferungen von Wa- 
ren des zollrechtlich freien Verkehrs bereits aus 
Artikel 67 Abs. 3 Buchstabe c des Zusatzabkom- 
mens. 

Zu §§ 4 und 5 

Nach § 55 Abs. 5 Satz 2 und Abs. 6 Satz 2 des Zoll- 
gesetzes dürfte das Zollgut nur 

a) in den freien Verkehr entnommen, d. h. in einer 
nicht begünstigten Weise verwendet werden 
oder 

b) zu einer neuen Zollbehandlung gestellt werden, 

nachdem dies den ausländischen Streitkräften oder 
ihren Mitgliedern von der zuständigen Zollstelle ge- 
nehmigt wäre. Mit der Entnahme des Zollguts ent- 
stünde die Zollschuld in der Person desjenigen, in 
dessen Zollverkehr sich das Zollgut befindet (§ 55 
Abs. 8 Sätze 1 und 2 des Zollgesetzes), also in der 
Person der ausländischen Streitkräfte oder ihrer 
Mitglieder. 

Die ausländischen Streitkräfte sind bei der Ver- 
äußerung abgabenibegünstigt eingeiführter oder be- 
zogener Waren an Personen, die nicht Mitglieder 
der ausländischen Streitkräfte sind, durch Artikel 65 
Abs. 3 Satz 2 des Zusatzabkommens von den Zoll- 
verfahrens- und zollschuldrechtlichen Verpflich- 
tungen freigestellt, die ihnen nach § 55 Abs. 5 Satz 2, 
Abs. 6 Satz 2 und Abs. 8 des Zollgesetzes obliegen 
würden; die Erfüllung dieser Verpfliditungen (Ein- 
holung der Genehmigung; Entrichtung der Abgaben) 
ist nach der Ibezeichn-eten Bestimmung des Abkom- 
mens Sache des Erwerbers. Die §§ 4 und 5 über- 
tragen die vertragliche Regelun;g in den Sprachge- 
brauch des Zollgesetzes. 

Zu § 4 
Absatz 1 

Satz 1 stellt klar, wer an Stelle der ausländischen 
Streitkräfte oder neben ihren Mitgliedern die Ge- 
nehmigung zur Entnahme in den freien Verkehr 
einzuholen hat. 


Satz 2 entbindet von der Verpflichtung, ein wirt- 
schaftliches Bedürfnis für die Veräußerung der ab- 
gabenbegünstigt eingeführten oder bezogenen Wa- 
ren nachzu weisen. 

Der Vermutunigstatbestand in Satz 3 ist erforderlich, 
weil den ausländischen Streitkräften und ihren Mit- 
gliedern keine Anschreibungs- und Buchführungs- 
pflichten über Verbleib und Verwendung der ab- 
gabenbegünstigt eingeführten oder bezogenen Wa- 
ren auferlegt sind, 'die deutsche Zollbehörde also 
nicht in der Lage dst, lückenlos zurückverfolgen, ob 
für die Waren Abgaben- und Preisvergünstigungen 
in Anspruch genommen worden waren oder nicht. 
Die Vermutung entspricht den tatsächlichen Verhält- 
nissen, denn für die meisten Waren dm Besitz der 
ausländischen Streitkräfte oder ihrer Mitglieder sind 
die Vergünstigungen in Anspruch genommen wor- 
den. 

Absatz 2 

Diese Vorschrift stellt zunächst klar, daß auch der- 
jenige, der das Zollgut von den ausländischen 
Streitkräften oder ihren Mitgliedern erwirbt, die 
Möglichkeit hat, es zu einer neuen Zollbehandlung 
zu (gestehen. Er bedarf dazu nicht der sonst erfor- 
derlichen 'vorherigen Genehmigung durch die zu- 
ständige Zollstelle (§ 55 Abs. 6 Satz 2 des Zollge- 
setzes); es genügt die vorherige Anzeige und die 
nachträgliche Gestellung. Darüber hinaus wird zur 
Verkehrserleichterung die Befreiung von der Ge- 
stellung (§ 6 Abs. 5 des Zolligesetzes) ermöglicht. 
Abweichend von der allgemeinen Regelung (§ 55 
Abs. 6 Satz 3 des Zollgesetzes) ist bei der neuen 
Zollbehandlung für die Menge, die Beschaffenheit 
und den Zollwert der Ware und für die Anwendung 
der Zollvorschriften der Zeitpunkt der Antragstel- 
lung maßgebend. So ist z. B. bei einem Kraftwagen 
nicht der ursprüngliche Neuwert, sondern der nied- 
rigere Gebrauchtwagenwert maßgebend. Anders als 
in sonstigen Fällen der Zollgutverwendung ist hier 
nicht zu befürchten, daß der Zollverkehr nur zur 
Zollersparnis vorgeschaltet wird. 

Zu § 5 
Absatz 1 

Diese Vorschrift enthält den Entstehungstatbestand 
für die Abgabenschuld und bestimmt ihren Umfang. 

Absatz 2 

Absatz 2 bestimmt den Abgaibenschuldner entspre- 
chend Artikel 65 Abs. 3 Satz 2 des Zusatzaibkom- 
mens ((vgl. die gemeinsame Begründung zu §§ 4 
und 5). Bei einer nichtgenehmigten Veräußerung 
von Waren durch ein Mitglied der ausländischen 
Streitkräfte ist die Inanspruchnahme des Mitglieds 
für die Abgabenschuld oft mit erheblichen Schwie- 
rigkeiten verbunden. Deshalb ist es erforderlich, 
eine das Zollgesetz ergänzende Regelung zu tref- 
fen, die es erlaubt, den illegalen Erwerber neben 
oder anstelle des Mitglieds der ausländischen Streit- 
kräfte für die Entrichtung der Abgaben unmittelbar 
heranzuziehen. Hierfür besteht auch eine rechts- 
politische Notwendigkeit, weil andernfalls dem ille- 
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galen Erwerber, der sonst nur mittelbar und nicht 
in allen Fällen über § 112 oder § 121 der Reichsab- 
gabenordnung als Haftender für die Abgaben in 
Anspruch genommen werden könnte, eine günsti- 
gere Rechtsposition eingeräumt wäre als dem lega- 
len Erwerber, der bereits nach Artikel 65 Abs. 3 
Satz 2 des Zusatzabkommens verpflichtet ist, an- 
stelle der ausländischen Streitkräfte die Abgaben 
zu entrichten. 

Absatz 3 

Vergleiche die beiden letzten Sätze der Begründung 
zu § 4 Abs. 2. 

Absatz 4 

Diese Vorschrift regelt die verbrauchsteuerrecht- 
lichen Folgen der Fälle, in denen von den auslän- 
dischen Streitkräften nach § 1 Abs. 2 bezogene Wa- 
ren an den Lieferer zurückgegeben und von diesem 
wieder ln seinen Herstellungsbetrieb aufgenommen 
werden. 


Zu § 6 

Absatz 1 

Absatz 1 erweitert den Zweck des aktiven Verede- 
lungsverkehrs. 

Absatz 2 

Absatz 2 ergänzt die Verfahrensvereinfachung des 
§ 48 Abs. 4 des Zollgesetzes unter Berücksichtigung 
der besonderen Verhältnisse, die sich aus Absatz 1 
ergeben. 


Zu § 7 

Verliert ein Mitglied der ausländischen Streitkräfte 
diese Rechtsstellung, so bedarf es besonderer Re- 
gelung wegen der abgabenrechtlichen Behandlung 
der in seinem Besitz befindlichen Waren. § 7 stellt 
den Verlust der Rechtsstellung eines Mitglieds der 
ausländischen Streitkräfte der Übersiedlung aus 
dem Zollausland in das Zollgebiet gleich und läßt 
die in dem Besitz des ehemaligen Mitglieds befind- 
lichen Waren im Rahmen der einschlägigen Vor- 
schriften als übersiedlungsgut zollfrei. 


Zu § 8 

Absatz 1 

Diese Vorschrift stellt klar, wie die Waren zu be- 
handeln sind, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Besitz der ausländischen Streitkräfte oder ihrer 
Mitglieder sind. 

Absatz 2 

Diese Vorschrift entspricht der Regelung des Zu- 
satzabkommens. 

Zu § 9 

Absatz 1 

Diese Vorschrift enthält die Ermächtigung zur 
Durchführung des Gesetzes. Sie lehnt sich an § 78 
Abs. 1 des Zollgesetzes an. 

Absatz 2 

Die besonderen Verhältnisse, die sich aus der engen 
Gemeinschaft der ausländischen Streitkräfte und 
ihrer Mitglieder mit der 'deutschen Bevölkerung und 
aus der fortschreitenden militärischen Integration 
mit der deutschen Truppe ergeben, erfordern darüber 
hinaus Einzelregelungen, die der ordentliche Ge- 
setzgeber nicht abschließend übersehen kann und 
die das Gesetz unangemessen belasten würden. Die 
Vorschrift des Absatzes 2 soll deshalb dem Bundes- 
minister der Finanzen die Möglichkeit geben, die 
nach Inhalt, Zweck und Ausmaß bestimmte Rechts- 
verordnung zu erlassen. 

Zu § 10 

Diese Ermächtigung entspricht der Ermächtigung in 
§ 20 Abs. 1 des Truppenzollgesetzes vom 29. Okto- 
ber 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 691). Sie ist den Ab- 
kommen angepaßt worden. 

Zur Durchführung der neuen Beförderungsteuerbe- 
freiung des Zusatzabkommens (Artikel 67 Abs. 3 
Buchstabe a Ziffer iii) ist eine Ermächtigung zum 
Erlaß von Durchführungsvorschriften über die Ab- 
grenzung der Beförderungsteuerbefreiung und das 
hierfür erforderliche Verfahren eingefügt worden 
(Nummer 2). 

Zu § 11 

Das Gesetz muß zur gleichen Zeit wie die Abkom- 
men, zu deren Ausführung es bestimmt ist, in 
Kraft treten. 
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